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In der Umweltpolitik waren 1980 die wichtigsten Ereignisse auf Gemeinschafts-
ebene die Veröffentlichung des lange erwarteten Richtlinienvorschlages zur
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtlinie)1 und die nationalen Maßnah-
men zur Umsetzung der Richtlinie 831/79/EWG (6. Änderungsrichtlinie)2 in in-
ternationales Recht. Insgesamt war das Jahr durch stetige Fortentwicklung der
Umweltpolitik auf Gemeinschaftsebene und in mehreren Mitgliedstaaten ge-
kennzeichnet. Zwei Sonderprobleme bilden die Wasserqualität des Rheins und
der gesamte Bereich der Kernenergie, welcher zwar vielfach zu einem Symbol
der Umweltproblematik geworden ist, aber in allen Ländern sowie auf Gemein-
schaftsebene ressortmäßig weitestgehend außerhalb der Umweltpolitik behan-
delt wird. Fragen der Kernenergie bleiben deshalb in diesem Beitrag unberück-
sichtigt.

Der Richtlinienvorschlag zur Umweltverträglichkeitsprüfung
Der Richtlinienvorschlag zur Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein wichtiger
neuer Schritt in der Gemeinschaftspolitik: bereits im ersten Umweltaktionspro-
gramm 1973 angekündigt3, trat die Vorbereitung dieses Vorschlages hinter ande-
re Vorhaben zur Verhinderung einer Verschlechterung der Qualität von Luft
und Wasser und zur Behebung der dringlichsten Mängel zurück. Nachdem je-
doch über die letzten acht Jahre hinweg ein umfangreiches, auf die einzelnen
Umweltmedien (z.B. Luft, Wasser, Boden) bezogenes Richtlinienrecht im Um-
weltbereich4 geschaffen wurde, bedeutet die UVP-Richtlinie einen ersten Schritt
zur Umschreibung einer präventiven Umweltpolitik, welche Schäden hindert,
bevor sie entstehen, anstatt erst nachher kurativ einzugreifen. Die Richtlinie
würde die Mitgliedstaaten verpflichten, alle privaten und öffentlichen Entwick-
lungsvorhaben, welche Auswirkungen auf die Umwelt haben können, einem
Prüfungsverfahren zu unterwerfen, welches gemeinschaftsrechtlichen Anforde-
rungen genügen muß.

Der Übergang zur Normensetzung auf Gemeinschaftsebene zur Regelung von
Verfahrensfragen ist nicht unumstritten, sowohl prinzipiell als auch im Detail.
Die Verhandlungen im Rat versprechen recht langwierig zu sein. Die Haltung
der verschiedenen Mitgliedstaaten zum Richtlinienvorschlag ist noch nicht in al-
len Fällen deutlich: Frankreich praktiziert seit 1978 ein eigenes System der Um-
weltverträglichkeitsprüfung5, welches jedoch in einigen Punkten durch die
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Richtlinie geändert werden würde. Sicherlich wird die französische Regierung
nur ungerne den Bestimmungen über grenzüberscheitende Zusammenarbeit zu-
stimmen, nachdem es bereits bei der sogenannten Post-Seveso-Richtlinie6in die-
ser Hinsicht Probleme gab, welche die für 1980 erwartete Verabschiedung ver-
hinderten7. In Großbritannien hat es inzwischen eine ausführliche Diskussion
um den Richtlinienvorschlag gegeben. Der Unterausschuß G (Umweltfragen)
des EG-Ausschusses im House of Lords8 hat Ende 1980 hierüber mehrere Anhö-
rungen abgehalten und Anfang 1981 auf dieser Grundlage einen Bericht veröf-
fentlicht, in welchem der Ausschuß zum ersten Mal für einen Richtlinienvor-
schlag der Gemeinschaft entgegen der öffentlich bekanntgegebenen Haltung der
Regierung eintritt9. In den Niederlanden besteht eine gewisse Tendenz, weiter
zu gehen als im Richtlinienvorschlag vorgesehen10. Die größten Schwierigkeiten
gibt es im Zusammenhang mit dem Richtlinienvorschlag zur Zeit in der Bundes-
republik Deutschland, dokumentiert durch eine nur mühsam zustande gekom-
mene Bundesrats-Stellungnahme11. Es wird vor allen Dingen befürchtet, daß die
Richtlinie einen Eingriff in das Genehmigungsverfahren nach dem Bundesim-
missionsschutzgesetz (BImSchG) bedeutet. Solch ein Eingriff gilt allgemein als
politisch inakzeptabel.

Der „Umweltrat" der EG hat 1980 dreimal getagt, einmal davon in informeller
Sitzung12. Angesichts des zuweilen mühsamen Fortgangs in anderen Bereichen
des Rates ist auffällig, daß bei der Umweltpolitik weiterhin ein Grundkonsens
besteht, der auch eine Fortentwicklung der Gemeinschaftspolitik gestattet.

Die 6. Änderungsrichtlinie

Die Umsetzung der 6. Änderungsrichtlinie in nationales Recht hat mehrere Mit-
gliedstaaten beschäftigt: Dänemark hat sein Chemikaliengesetz den Erforder-
nissen des Gemeinschaftsrechts angepaßt13, Luxemburg14 und Irland15 haben
ebenfalls die erforderlichen Maßnahmen ergriffen, in Großbritannien ist mit et-
was Verzögerung das betreffende konsultative Dokument erschienen16, in den
Niederlanden sind Vorbereitungen für ein Chemikaliengesetz weit fortgeschrit-
ten17, in der Bundesrepublik Deutschland bildet Gemeinschaftsrecht das Rück-
grat des im Juni 1980 verabschiedeten Chemikaliengesetzes18. Da Frankreich be-
reits ein entsprechendes Gesetz hat, dessen Ausführungsbestimmungen leicht
geändert werden müssen und auch in Italien für 1981 der Vollzug erwartet wird,
dürfte 1981/82 das gemeinschaftlich organisierte Prüf- und Anmeldeverfahren
für neue chemische Stoffe in Kraft treten. Aus europapolitischer Sicht signifi-
kant ist hierbei neben dem umweltpolitisch wünschenswerten Fortschritt die
Tatsache, daß im Rahmen dieses Systems die einzelnen Mitgliedstaaten die An-
meldung neuer Stoffe entgegennehmen und einer ersten Bewertung unterziehen
und somit zugleich für alle Mitgliedstaaten, gleichsam als ihr „Agent" handeln.
Diese Lösung, welche anstelle einer reinen Gemeinschaftslösung mit Aktivwer-
den der Kommission gewählt wurde, stellt dennoch eine wichtige Neuerung dar,
die vermutlich in anderen Bereichen bislang keine Parallele kennt.
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Die Umsetzung der 6. Änderungsrichtlinie ist symptomatisch für eine allmäh-
liche Reorientierung der EG-Politik im Umweltbereich von der Rechtsetzung
zum Vollzug. Nachdem zahlreiche Richtlinien verabschiedet wurden, gilt es nun
vor allen Dingen über deren Umsetzung zu wachen. Dieses wird noch längere
Zeit dauern angesichts der zum Teil sehr komplexen Beziehungen zwischen Ge-
meinschaftsrecht, nationaler Gesetzgebung, Verordnungsrecht, regionalen
Rahmenbedingungen und administrativem Vollzug19. Als erster Schritt auf dem
Wege der Durchdringung dieses Problemkreises hat die Kommission 1980 be-
gonnen, einzelne Mitgliedstaaten wegen NichtVollziehung von gemeinschaftli-
chem Umweltrecht vor dem Europäischen Gerichtshof zu verklagen20.

Europäische Umweltprobleme außerhalb der Gemeinschaft

Über den Rahmen der EG hinaus führt die Problematik der Rheinverschmut-
zung, da auch Österreich und die Schweiz (von Liechtenstein ganz zu schweigen)
Anrainerstaaten des Rheins sind. Nachdem die französische Regierung im De-
zember 1979 bekanntgegeben hat, daß sie das Ratifizierungsgesetz für das Bon-
ner Abkommen von 1976 über eine Reduktion des Salzgehaltes im Rhein21 zum
dritten Mal im Parlament zurückziehen würde, war sehr deutlich, daß das Ab-
kommen nicht mehr vollständig ratifizierbar sei und deshalb nicht würde in Kraft
treten können. Seither hat auch der oberelsässische Präfekt daraus die Konse-
quenz gezogen und eine Fortsetzung der Einleitungen genehmigt22. Diese fran-
zösischen Entscheidungen haben zu einer deutlichen Mißstimmung zwischen Pa-
ris und Den Haag geführt. Der niederländische Botschafter in Paris wurde An-
fang 1980 zu Konsultationen nach Den Haag zurückgeholt — ein bislang einmali-
ger diplomatischer Vorgang zwischen EG-Staaten — und die Mißstimmung dau-
ert auch latent an, gekennzeichnet durch eine sehr breite öffentliche Debatte in
den Niederlanden über die Salzproblematik. Es wurde mehrfach versucht, auf
EG-Ebene zu einer Lösung des Problems zu kommen, ohne daß bislang Erfolge
sich abzeichneten23. Dabei muß erwähnt werden, daß in anderen Bereichen der
Rheinwasserqualität nach traditionellen Kriterien in letzter Zeit eine Besserung
zu verzeichnen ist24. Nicht beantwortet ist dabei die Frage, ob seit Anfang der
70er Jahre neue Belastungen entstanden sind, etwa durch Einleitungen schwer
abbaubarer chemischer Verbindungen, die bislang nicht hinlänglich berücksich-
tigt waren25.

Ebenfalls über den Rahmen der EG hinaus führt die Frage der Verbindungen
zwischen Umwelt und Menschenrechten — eine Frage, die insbesondere in den
Bereich des Europarates gehört. Hier zeichnet sich 1980 eine deutliche Klärung
der Fragestellung ab durch die Betonung von Information und Bürgerbeteili-
gung als Mittel der Realisierung eines Rechtes auf Umweltschutz26. Es ist anzu-
nehmen, daß von hier aus auch Impulse auf die weitere nationale Diskussion
über Fragen der Informationspolitik und der Bürgerbeteiligung (in der Bundes-
republik zur Zeit die Verbandsklage27) ausgehen werden.
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Die Aktionsprogramme der EG
Der Rahmen der EG-Umweltpolitik wird durch zwei Aktionsprogramme abge-
steckt. Das erste galt 1973—1977 und wurde durch das zweite für den Zeitraum
1977—1981 fortgeschrieben und erweitert. Die ersten Vorbereitungen für die
Verabschiedung eines dritten Programms sind bereits 1980 angelaufen. Das Eu-
ropäische Parlament hat im Januar einen Initiativbericht zum 2. Bericht zur Lage
der Umwelt28 als ersten parlamentarischen Schritt in diesem Verfahren beschlos-
sen29. Der Initiativbericht lag Ende 1980 noch nicht vor. Im Sommer veröffent-
lichte dann die Kommission einen eigenen Bericht über den Stand der Arbeiten
am Umweltaktionsprogramm30 — der bislang umfassendste Überblick dieser
Art. Das House of Lords hat bereits aufgrund dieses Berichtes Anhörungen ver-
anstaltet und eine eigene Stellungnahme erarbeitet31. Die Vorbereitung des 3.
Aktionsprogramms wird neben der Bearbeitung der UVP-Richtlinie zu den
wichtigsten Themen der EG-Umweltpolitik im Jahre 1981 gehören.

Fragen der europäischen Umweltpolitik werden auch allmählich in die For-
schung aufgenommen, wenngleich dieser Prozeß sich angesichts der außeror-
dentlich komplexen Zusammenhänge zwischen Forschung, Politik und aberma-
liger Forschung sehr langsam vollzieht. Die Umweltpolitik ist zur Analyse der
Umweltphänomene und zum Nachweis möglicher Lösungsstrategien in beson-
derem Maß von interdisziplinärer naturwissenschaftlicher Forschung abhängig.
Diese Forschungsproblematik ist 1980 zunehmend auch Gegenstand von Dis-
kussionen auf EG-Ebene gewesen, unter dem Gesichtspunkt der wissenschaftli-
chen Grundlagen der Umweltpolitik32. Auf der anderen Seite ist eine breite Er-
forschung der Folgen umweltpolitischer Maßnahmen erforderlich, welches ne-
ben der weiteren naturwissenschaftlichen auch eine intensive sozialwissenschaft-
liche Forschungstätigkeit unterstellt. In diesem Bereich bestanden auch 1980
noch bedeutende Forschungsdefizite.
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